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www.kommunsense.de
Wichtige Bekantgaben aus der Finanzrechtsprechung

BFH-Urteil vom 16. April 2008

(XI R 56/06 - BStBl. II 2008 S. 909)
Zurverfügungstellung eines Sponsoringmobils:

„Umsatzsteuerliche Behandlung der ` unentgeltlichen` Überlassung
 eines Kfz mit Werbeaufdrucken“
Leitsätze:

1. Überlässt eine Werbeagentur einer Gemeinde ein mit Werbeaufdrucken versehenes Kfz im Rahmen eines tauschähnlichen Umsatzes zur Nutzung mit dem Recht, es nach Ablauf von fünf Jahren ohne Zahlung eines Entgelts zu erwerben, liegt eine Lieferung vor.
2. Als Bemessungsgrundlage sind die Anschaffungskosten des Kfz anzusetzen.

Rechtsgrundlage:

UStG § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1, 9 und 12, § 10 Abs. 2 Satz 2

►   Volltext der Entscheidung:
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=2213
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
A.   Problemstellung
Durch den BFH war zu klären, wie die Überlassung eines mit Werbeflächen versehenen Fahrzeugs durch eine Werbeagentur an eine Gemeinde zur unentgeltlichen Nutzung um-satzsteuerrechtlich zu behandeln ist. 
B.   Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Der Kläger betreibt ein Einzelunternehmen, dessen Gegenstand die Vermietung von Wer-beflächen an Kfz ist. Die Kfz überlässt er öffentlich-rechtlichen Körperschaften oder so-zialen Einrichtungen zur Nutzung. Zu diesem Zweck erwirbt er Kfz und vermietet daran mittels sog. Werbeverträge Flächen, die die Mieter mit einer eigenen Werbung belegen können. Nach den im Streitjahr 1997 abgeschlossenen Werbeverträgen verpflichtete sich der Kläger, auf den jeweiligen Halter des Fahrzeugs dahin einzuwirken, dass es werbe-wirksam eingesetzt wird und die Werbeflächen im sauberen und leserlichen Zustand ge-halten werden. Im Streitjahr 1997 kaufte der Kläger einen Ford Transit für ca. 40.700 DM (netto). Er überließ das Fahrzeug, das er zum Preis von 14.000 DM mit Werbeaufdrucken versehen hatte, aufgrund eines sog. „Werbemobil-Vertrags“ einer Gemeinde kostenlos für 60 Monate zur Nutzung und trat sämtliche Gewährleistungs- und Garantieansprüche bezüglich des Kfz ab. Die Vertragsparteien gingen davon aus, dass das „Sponsoring-Mo-bil“ von der Gemeinde werbewirksam eingesetzt wird. Vereinbart wurde ferner, dass das Kfz der Gemeinde, die im Kraftfahrzeugbrief eingetragen wurde, zur freien Verfügung stand. Der Kläger sollte Eigentümer des Kfz bleiben und war berechtigt, nach vorheriger Anmeldung jederzeit den Zustand des Kfz zu überprüfen, er hatte zudem die Möglichkeit, während der Nutzungsdauer die Werbeaufdrucke, welche die Gemeinde nicht entfernen durfte, zu erneuern oder zu ändern. Die Gemeinde hatte eine Vollkaskoversicherung abzu-schließen und im Falle des Untergangs des Kfz ihren Anspruch gegen die Versicherung an den Kläger abzutreten, damit dieser ein neues Kfz zur Verfügung stellen konnte. Der Kläger verpflichtete sich, nach Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer das Fahrzeug an die Gemeinde kostenlos zu übereignen, wenn diese dies spätestens einen Monat vor Ablauf der Vertragsdauer schriftlich anzeigte.
Der Kläger unterwarf seine Einnahmen aus der Überlassung der Werbeflächen der Um-satzsteuer und machte die Vorsteuer aus der Anschaffung des Fahrzeugs geltend. Die Zur-verfügungstellung des Kfz an die Gemeinde hielt er für nicht steuerbar. Das Finanzamt vertrat jedoch im Anschluss an eine Außenprüfung die Auffassung, dass eine Lieferung im Rahmen eines tauschähnlichen Umsatzes vorliege. Die Gemeinde erwerbe mit der Über-gabe des Fahrzeugs wirtschaftliches Eigentum und leiste hierfür im Gegenzug den werbe-wirksamen Einsatz des Kfz. Bemessungsgrundlage sei der Nettokaufpreis des Kfz zzgl. Nebenkosten. Der nach erfolglosem Einspruch eingelegten Klage gab das Finanzgericht überwiegend statt (FG Hamburg, Urteil vom 05.05.2006 -2 K 108/04- EFG 2006 S. 1865). 
Auf die vom Finanzamt eingelegte Revision hob der BFH das Urteil des Finanzgerichts auf, soweit es der Klage hinsichtlich des streitbefangenen Fahrzeugs stattgegeben hatte. Die Revision des Klägers wies der BFH als unbegründet zurück. 
Die Überlassung des Kfz sei ein steuerbarer tauschähnlicher Umsatz i.S.v. § 3 Abs. 12 UStG. Der BFH habe bereits entschieden, dass ein gemeinnütziger Luftsportverein, dem Unternehmer „unentgeltlich“ Freiballone mit Firmenaufschriften zur Verfügung stellen, die er zu Sport- und Aktionsluftfahrten einzusetzen hat, im Rahmen eines tauschähnlichen Umsatzes steuerbare Werbeumsätze erbringe (BFH-Urteil vom 01.08.2002 -V R 21/01- BStBl II 2003 S. 438). Im Streitfall gelte nichts anderes. Der Kläger habe mit der Übergabe des mit den Werbeaufdrucken versehenen Kfz an die Gemeinde eine Lieferung und keine sonstige Leistung in Form einer bloßen Nutzungsüberlassung vorgenommen. Der Begriff der Lieferung i.S.v. § 3 Abs. 1 UStG, der auf Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 14 Abs. 1 MwStSystRL) beruhe, beziehe sich nicht auf die Eigentums-übertragung in den durch das anwendbare nationale Recht vorgesehenen Formen. Er um-fasse vielmehr jede Übertragung eines körperlichen Gegenstands durch eine Partei, die die andere Partei ermächtige, über diesen Gegenstand faktisch so zu verfügen, als wäre sie sein Eigentümer. Die Verschaffung einer derartigen Verfügungsmacht setze die Übertragung von Substanz, Wert und Ertrag voraus (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 06.12.2007 -V R 24/05- BFH/NV 2008 S. 713, m.w.N.). Ob die Verfügungsmacht in diesem Sinne übertragen wer-de, richte sich nach dem Gesamtbild der Verhältnisse des Einzelfalls, d.h. in den konkreten vertraglichen Vereinbarungen und deren tatsächlicher Durchführung unter Berücksichti-gung der Interessenlage der Beteiligten (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 09.02.2006 -V R 22/03- BStBl II 2006 S. 727). Dies sei vom nationalen Gericht festzustellen. 
Vor diesem rechtlichen Hintergrund verbiete es sich zwar, wie das Finanzamt pauschal auf die zum Leasing entwickelten Rechtsgrundsätze zu verweisen, zumal auch die steuerliche Behandlung von Leasingverträgen jeweils anhand der Umstände des Einzelfalls zu beur-teilen sei (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 03.08.2004 -X R 55/01- BFH/NV 2005 S. 517). Gleichwohl sei hier davon auszugehen, dass die Gemeinde mit der Überlassung des Kfz im Streitjahr befähigt worden sei, über das Kfz wie ein Eigentümer zu verfügen. Sie habe insbesondere nach Ablauf von 60 Monaten dessen kostenlose Übereignung vom Kläger verlangen können. Typischerweise werde eine solche Option ausgeübt, sei es, um das Wirtschaftsgut weiterhin zu nutzen oder den verbliebenen Marktwert zu realisieren. Damit stehe der Gemeinde Substanz, Wert und Ertrag zu, während der Herausgabeanspruch des Klägers keine wirtschaftliche Bedeutung mehr habe. Dem stehe nicht entgegen, dass die Gemeinde die Aussicht hatte, nach Vertragsablauf vom Kläger ein neues, wiederum mit Werbeplakaten versehenes Kfz gestellt zu bekommen. Denn die Gemeinde habe die Option ausüben und ein nochmaliges Angebot des Klägers auf ein neues Kfz annehmen können. Ihr habe mit dem ausschließlichen Recht, das Kfz zu nutzen, dessen „Ertrag“ zugestanden. Unerheblich sei in diesem Zusammenhang, dass sich der Kläger das ausschließliche Recht zurückbehalten habe, Außenflächen des Kfz zu nutzen und durch deren Vermietung eben-falls einen „Ertrag“ zu erzielen. Ein Vorbehalt des Nutzungsrechts stehe einer Lieferung jedenfalls dann nicht mehr entgegen, wenn der Gegenstand übergeben worden sei (BFH-Urteil vom 13.11.1997 -V R 66/96- BFHE 184 S. 134). 
Zu Unrecht habe das Finanzgericht als Entgelt den „Gebrauchswert“ des mit Werbeauf-druck versehenen Kfz angesetzt. Der Umsatz werde nach dem Entgelt bemessen. Bei Tausch oder tauschähnlichen Umsätzen i.S.d. § 3 Abs. 12  UStG gelte nach § 10 Abs. 2 Satz 2 UStG als Bemessungsgrundlage der Wert jedes Umsatzes als Entgelt für den ande-ren Umsatz. Auf den Streitfall bezogen bedeute dies, dass das Entgelt für die Lieferung des Kfz der Wert der Gegenleistung und damit der Werbeleistung, nicht der „Gebrauchswert“ des Kfz sei. Der Wert des anderen Umsatzes werde in richtlinienkonformer Auslegung der bezeichneten Vorschrift unter Beachtung von Artikel 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 73 MwStSystRL) jedenfalls für den Wert einer im Gegen-zug erhaltenen Dienstleistung durch den subjektiven Wert für die tatsächlich erhaltene und in Geld ausdrückbare Gegenleistung bestimmt. Als subjektiver Wert sei derjenige Wert festzustellen, den der Empfänger der Leistung beimesse, die er sich verschaffen wolle und deren Wert dem Betrag entspreche, den er zu diesem Zweck aufzuwenden bereit sei. Die-ser Wert umfasse alle Ausgaben einschließlich der Nebenleistung, die der Empfänger der jeweiligen Leistung aufwende, um die fragliche Leistung zu erhalten. Soweit der Wert des Entgelts nicht ermittelt werden könne, sei er nach § 162 AO zu schätzen. Der als Entgelt anzusetzende subjektive Wert, den die hier streitige „Werbeleistung“ der Gemeinde für den Kläger habe, bestimme sich nach dem Betrag, den er tatsächlich hierfür aufgewendet habe. Dazu gehörten nach den Feststellungen des Finanzgerichts nur die Anschaffungskosten für das Kfz. Zu Recht habe das Finanzgericht die Aufwendungen des Klägers für die Anbrin-gung der Werbung nicht in die Bemessungsgrundlage miteinbezogen. Denn diese hätten in unmittelbarem Zusammenhang mit den Leistungen des Klägers gegenüber den Vertrags-partnern aus den Werbeverträgen gestanden, sie gingen nach den Grundsätzen der Beistel-lung nicht in die Bemessungsgrundlage ein (BFH-Urteil vom 06.12.2007 -V R 42/06- BFH/NV 2008 S. 518). Bemessungsgrundlage für den subjektiven Wert der „Werbefahr-ten“ seien im Streitfall die gesamten dem Kläger entstandenen Anschaffungskosten. Nach der Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 02.06.1994 -C-33/93- Slg. 1994, I-2329 „Em-pire Stores Ltd.“) ergebe sich der subjektive Wert der Lieferung aus dem Wert, den der Lieferer (als Empfänger der Dienstleistung, die die Gegenleistung für die Lieferung von Gegenständen darstelle) den Dienstleistungen beimesse, die er sich verschaffen wolle, wobei dieser Wert dem Betrag entspreche, den der Lieferer zu diesem Zweck aufzuwenden bereit sei. Handele es sich um die Lieferung eines Gegenstandes, ergebe sich dieser Wert aus dem Kaufpreis, den der Lieferer für den Erwerb des Gegenstandes gezahlt habe, den er als Gegenleistung für die betreffenden Dienstleistungen liefere. Aufwendungen für die Beistellung gehörten nicht dazu.
C.   Kontext der Entscheidung

Der BFH konnte im Besprechungsurteil offen lassen, ob ein Leistungsaustausch auch dann vorliegt, wenn die Gegenleistung gänzlich freiwillig erbracht wird (vgl. hierzu Klenk in: Sölch/Ringleb, UStG, § 1 Rn. 36). Der Kläger konnte nämlich aufgrund der „Werbever-träge“ und des „Werbemobil-Vertrags „von der Gemeinde den tatsächlichen Einsatz des Kfz im öffentlichen Straßenverkehr verlangen, während die Gemeinde zur Nutzung des Kfz im öffentlichen Straßenverkehr verpflichtet war. Der Kläger hatte sich gegenüber sei-nen Werbekunden ausdrücklich dazu verpflichtet, auf den Halter des Fahrzeugs dahin ge-hend einzuwirken, dass dieser das Fahrzeug „werbewirksam“ einsetzte. Damit korrespon-dierte die Klausel in dem mit der Gemeinde abgeschlossenen „Werbemobil-Vertrag“, wo-nach beide Vertragspartner vom „werbewirksamen“ Einsatz des „Sponsoring-Mobils“ durch die Nutzerin ausgingen. Damit hat im Besprechungsurteil der vom EuGH in ständi-ger Rechtsprechung geforderte unmittelbare Zusammenhang zwischen der Leistung – Überlassung des Kfz - und der Gegenleistung - Nutzung des Kfz zu Werbezwecken – be-standen (vgl. EuGH-Urteil vom 05.02.1981 -Rs. C-154/80 „Coöperatieve Aardappelenbe-waarplaats“- Slg. 1981, 445, Rn. 12).
D.   Auswirkungen für die Praxis

Der BFH hat mit dem Besprechungsurteil geklärt, dass er die Überlassung eines Wer-bemobils bei dem vorliegenden Sachverhalt für eine steuerbare Lieferung im Rahmen ei-nes tauschähnlichen Umsatzes hält, wobei als Bemessungsgrundlage die Anschaffungskos-ten des Kfz anzusetzen sind. Die Finanzverwaltung hat sich zwischenzeitlich ebenfalls mit dem Thema des „Sponsoring“ in Form der Überlassung von Werbemobilen an soziale In-stitutionen, Sportvereine und Kommunen befasst. In diesem Zusammenhang ist eine um-fangreiche Verfügung zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung bisher bekannt gewordener Gestaltungsformen ergangen (vgl. z.B. Vfg. der OFD Karlsruhe vom 29.02.2008 - S 7100 - USt-Kartei BW § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG S 7100 Karte 16). 
Für die Praxis wird darüber hinaus zukünftig von Bedeutung sein, dass sich die Auslegung des Begriffs der Lieferung in Fällen der Nutzungsüberlassung ausweislich der Entschei-dungsgründe des Besprechungsurteils nicht nach den nationalen zivilrechtlichen Vor-schriften richtet, sondern insoweit die gemeinschaftsrechtliche Definition maßgeblich ist. Danach reicht es für die Annahme einer Lieferung bereits aus, wenn die Befähigung übertragen wird, wie ein Eigentümer über einen körperlichen Gegenstand zu verfügen (vgl. im Einzelnen Wäger, DStR 2008 S. 1281).
►   Autorin und Fundstelle:
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